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Am 26. Juni 1945 wurde in Berli~ der Gründungsaufru[ der 
Christlicll-Demokratischen Union Deutschlands unterzeichnet. 
"Aus heißer Liebe zum deutschen Volk" rief dieses Dokument 
"die dlristlichen, demokratischen und sozialen Kräfte zur 
Sammlung, zur Mitarbeit und zum Aufbau einer neuen Hei­
mat", um den damaligen "Trlimmerhaufen sittlidler und ma­
terieller WerteU liberwinden zu hellen und "den Weg der 
Sühne den Weg der Wiedergeburt zu gehen". 

Am' Anfang dieses Weges stand im Mai 1945 der Sieg der 
Sowjetunion und der mit ihr in der AntihitIerkoalition ver­
bundenen Nationen über den deutschen Faschismus, die Be­
freiung unseres Volkes von der Nazidiktatur. Das war nach 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution das weltge­
schichtlich wichtigste Ereignis dieses Jahrhunderts. Der Sieg 
der Sowjetunion In ihrem Großen Vaterländischen Krieg ge­
gen die faschistischen Aggressoren bewies die historische 
überlegenheit des Sozialismus und hatte weitreichende Aus­
wirkungen auf den weltweiten Kampf der Völker um Frieden 
und gesellschafUichen Fortsdtritt. Er eröflnete unserem Volk 
die Möglichkeit, einen neuen Weg zu beschreiten: den Impe­
rialismus und Militarismus auf deutschem Boden radikal zu 
beseitigen, einen Staat des Friedens und der Demokratie zu 
errichten fortan im Einklang mit dem Grundgesetz unserer 
Epoche z~ handeln - der Epoche des übergangs vom Kapita­
lismus zum Sozialismus. 

Nie werden wir den heldenmütigen Kampf des Sowjetvolks 
im zweiten Weltkrieg, nie werden wir die 20 Millionen Opfer 
vergessen, die in diesem Kampf gegen di~ faschisti~e Welt­
gefahr ihr Leben lassen mußten. Der SIeg der Sowletunlon 
war die geschichtliche Voraussetzung des Wirkens der deut­
schen antifaschistisch-demokratischen Kräfte für den Neuauf­
bau unserer Heimat _ die Voraussetzung auch dafür, daß un­
sere Partei gegründet werden und ihren Beitrag zum gesell­
schaftlidlen Neubeginn erbringen konnte. 

Anknüpfen konnte die junge Partei an das verpliichtende 
Erbe vieler christlicher Kämpfer gegen den Faschismus. Be­
reits der Grilndungsaufruf beruft sich auf ihr Vermächtnis, 
auf die "Kämpfer echter demokratischer Gesinnung, evange­
lische und katholische Christen, zahllose jüdische Mitbürger, 
Männer und Frauen aus allen Schichten des Volkes

Q

, die un­
ter dem HiUerterror "litten und starben Q

• Drei grundlegende 
Erkenntnisse waren bei zahlreichen christlichen HitIergegnem 
im Widerstand gegen das Naziregime gewachsen und gereift­
Erkenntnisse, die wesentlich über die Programmatik der mei­
sten früher in Deutschland bestehenden Parteien und politi­
schen Gruppierungen von Christen hinauswiesen. 
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Lehren der Vergangenheit 

Die erste dieser Erkenntnisse besagte: Nur wenn das öffent­
liche Leben und die sozialökonomisdle Struktur von Grund 
auf umgestaltet werden, können die Wurzeln von Faschismus 
und imperialistischem Krieg beseitigt, können dem gesell­
schaftlichen Dasein unseres Volkes neue Züge verliehen wer­
den. Deshalb forderte der Grlindungsaufruf, "für alle Zeiten 
die Staatsgewalt vor Illegitimen Einflüssen wirtschaftlicher 
Machtzusammenballungen zu sichernQ

, also das Finanzkapital 
auszuschalten. Bodenschätze sollten "in Staatsbesitz überge­
hen Q

, wurde dort verlangt, und weiter hieß es: "Der Bergbau 
und andere monopolartIge Schlüsselunternehmungen unseres 
Wirtschaftslebens müssen klar der Staatsgewalt unterworfen 
werden." Ferner wurde "eine umfassende ländliche und gärt­
nerische Siedlung~ in Aussicht gesteUt, die "unter weitgehen­
der Heranziehung des Großgrundbesitzesu ermöglicht werden 
soUte - also eine Bodenreform. Der "Aufbau unseres Wirt­
schaftslebens" sei künftig "in straffer Planung durchzuführen". 

Die zweite Schlußfolgerung aus der Vergangenheit bezog 
sich auf das Verhältnis zwischen den fortschrittlichen Kräften 
selbst. Das Gründungsdokument sprach sich für "die brUder­
liche und vertrauensvolle Zusammenarbeit aller die Demo­
kratie bejahenden Parteien und aller aufbauwilligen Kräfte" 
aus und rief dazu auf, "alles Trennende zurilcktreten zu las­
sen" . Es kennzeichnete die CDU als eine Partei, "die mit den 
anderen Parteien der neuen Demokratie gemeinsam am Auf­
bau Deutschlands arbeiten will". Aus solchen Grundsätzen 
sprach die geschichtlich gebotene Einsicht, daß an die Stelle 
früherer Zersplitterung der demokratischen Kräfte, die dem 
deutschen Faschismus den Weg an die Schalthebel der Macht 
erleichtert hatte, nun die Gemeinsamkeit a11 derer treten 
mußte, die willens und fähig waren, unserem Volk den Weg 
in eine friedliche und wahrhaft demokratische Zukunft zu er­
öffnen. 

Die dritte und ebenso wichtige Konsequenz aus den Jahren 
der Nazityrannei - ebenfaUs geboren und erhärtet im antifa­
schistischen Widerstand - bezog sich auf das Verhältnis zur 
Arbeiterklasse. "Wir erkennen die Kraft an, die von der Ar­
bei.~erschaIt in das Volksganze einströmt", bekannte der 
Grundungsaufrul. Er begrüßte "die einheitliche Gewerkschafts_ 
bewegung der Arbeiter und Angestellten zur Wahrung ihrer 
wi~aftlichen und sozialen RechteU und stellte fest: "Den 
chnstllchen und demokratischen Lebensgesetzen in Staat und 
Gesellschaft entspricht der Ü"eie Zusammenschluß aller Schaf­
fenden." Gewiß wurde damit noch nicht die flihrende Rolle , 
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anerkannt, die der Arbeiterklasse und Ihrer revolutionären 
Partei in unserer Epoche gesetzmäßig zukommt; wohl aber 
führten solche Aussagen schon wesenLllch über die Ansichten 
hinaus, die vordem In christlich geprägten bürgerlichen Par­
teien in Deutschland vorherrschend gewesen waren. 

Alles in allem bezeugte das Berliner GrUndungsdokument 
unserer Partei also den Willen und die Bereitschaft christ­
licher Demokraten, Konsequenzen aus der Geschichte zu :zie­
hen, ehrlich an der Lösung der damals vordringlichen gesell­
schafUichen Aufgaben mitzuwirken und dadurch dlristUchen 
Bürgern den Weg in eine lebenswerte Zukunft zu weisen. Das 
drückte sich im Text dieses Aufrufs nadthaltig in dem Gelöb­
nis aus, Im Blick auf das unselige Erbe des deutschen Impe­
rialismus und Faschismus "alles bis zum Letzten auszutilgen, 
was dieses ungeheure Blutopfer und dieses namenlose Elend 
verschuldet hat, und nichts zu unterlassen, was die Mensch­
heit künftig vor einer solchen Katastrophe bewahrt~. Ein­
drucksvoll bekundete dieses Dokument die große Aufbruch­
und UmbruchstImmung, die damals das Wollen und Handeln 
weiter Kreise In unserem befreiten Volk bestimmte: "Wir ru­
fen alle, die sich zu uns und unserem AufbauwUlen bekennen. 
Voll Gottvertrauen wollen wir unseren Kindern und Enkeln 
eine glückliche Zukunft erschließen." 

KTaf' aus dem Biindnis, KTa[t füT das Bündnis 

In wichtigen GrundanlIegen stimmte der Inhalt des GriIn­
dungsaufrufs der CDU In bemerkenswerter Welse mit Zielen 
überein, auf die der Aufruf des Zentralkomitees der KPD 
vom 11. Juni 1945 orientiert hatte. Er forderte, die Grundla­
gen des Imperialismus und Militarismus zu beseitigen und mit 
dem Faschismus für immer Schluß zu machen. Er wies den 
Weg zum Aufbau eines antifaschistischen, friedliebenden 
Deutschlands in Gestalt einer parlamentarisch-demokratischen 
Republik mit allen Rechten und Freiheiten für das Volk und 
zu einem engen Bündnis mit allen anderen demokratischen 
Kräften. Ähnliche Grundaussagen enthielten auch der Aufru.f 
des SPD-Zentralausschusses vom 15. J uni 1945 und der drei 
Wochen später veröff'enUichte GrUndungsaufrul der LDPD. 
Dnmit war schon im Sommer 1945 die Möglichkeit gegeben, 
einen Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien zu 
bilden, der berufen und Imstande war, den Willen aller fort­
schrittlichen Kräfte zur demokratischen Erneuerung unseres 
Landes auszudrucken und durchzusetzen . 

• 

Daß ein solcher Neuan1a.ng auch in welten Kreisen der par­
teilosen chrlsUichen Bevölkerung und nicht zuletzt von kirch_ 
lichen Amtsträgern als notwendJg erachtet wurde, erwiesen 
übrigens die Grundtendenzen in den klrchllchen ,,5chuldbe­
kenntnissenN im Jahr 1945, die Im August von den deutschen 
katholischen Bischöfen in Fulda und Im Oktober des gleichen 
Jahres vom Rat der sich seinerzeit bildenden Evangelischen 
Kirche In Deutschland auf seiner Stuttgarter Tagung abgege­
ben wurtlen. 

So war es nur erklärlich, daß der Gründungsaufruf der CDU 
sehr bald in der damaligen sowjeUschen Besatzungszone und 
welt darUber hinaus ein lebhaftes und zustimmendes Echo 
fand. An vielen Orten, In den Kreisen und Ländern bildeten 
sich GrUndungsausschUsse der jungen Partei, die das Berliner 
Dokumen t teils unverändert oder dem Sinne nach übernah­
men, teils mit eigenen Aussagen ergänzten, die aber alle auf 
der gleichen Grundlinie lagen: Das Leben unseres Volkes 
mußte in vereinter Arbeit aller demokratischen Kräfte und in 
konsequenter Absage an Imperialismus, Militarismus und Fa­
schismus neugestaltet werden. Die erklärte Absicht, die gesell­
schafUlchen Verhältnisse grundlegend in antifaschistisch-de­
mokratischem Sinne umwälzen zu hetten, war ausschlaggebend 
für das Wollen und Wirken aller der Zukunft zugewandten 
Kräfte In den Reihen unserer ParteI. 

Andererseits machten sich allerdings auch hemmende Eln­
nüsse ~merkbar. DIe Gründungsausschüsse, aus denen sich 
dann dIe ersten Vorstände in den Parteiverbänden entwickel­
ten, waren - beginnend beim Berliner GfÜnderkrels _ in so­
zialer und politischer Hinsicht durchaus nicht einheitlich zu­
sammengesetzt Mitglieder der verschiedensten Parteien aus 
der Zelt der Weimarer Republik gehörten ihnen an, aber auch 
viele, die sich politisch zuvor noch gar nicht aktiv betätigt 
hatten. Auf gesellschaftlichem Neuland mußten sie Erfahrun­
gen sammeln und in der Praxis lernen, miteinander und zu­
gleich mit den anderen demokratischen Kräften zusammen­
zuwirken. Doch auch die großbUrgerliche Reaktion hatte stel­
lenweise Ihre Interessenvertreter in den Reihen der CDU· 
beispielsweise wirkten ausgesprochene Repräsentanten de~ 
Großkapitals zeitweise direkt auf den Berliner GrUnderkreis 
ein. Daß die damalige Partei führung den Charakter der CDU 
nicht nur als "Union aller Konfessionen", sondern Im Sinne 
eines "dritten Weges" auch als "Union aller Klassen und 
Schichten" bestimmen wollte, konnte über die gegensätzlichen 
Interessen und politischen Ziele von vorwärtsdränitenden und 
rÜck~ärtsgewandten Krälten in der "'partei naturgemäß nicht 
auf dIe Dauer hinwegtäuschen. 
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Konflikte waren also bei dieser Lage der Dinge unvermeid-
11m - Konflikte Innerhalb der Parteiverbände und Ihrer Vor­
stände, aber aum Auseinandersetzungen In der Oftentlichkeit. 
Dabei wirkte sim förderlldl aus, daß die Arbeiterklasse und 
ihre im April 1946 gebildete einheitlime, revolutionäre Partei 
ebenso wie die sowjetischen Besatzungsbehörden solme Aus­
einandersetzungen mit viel Verständnis für die Grundanlie­
gen der fortschrlttlidlen mrlstlichen Demokraten beldeiteten. 
Das half uns sehr, in den damaligen InnerparteIlichen Kämp­
fen am Geist des Gründungsaulruls festzuhalten, die rück­
schrittHmen KräHe zurüduudrängen und schließlich zu über­
winden. 

Vor grundlegenden Entscheidungen 

Mit dem Gründungsaulruf war deutlich geworden: Erstmals 
in der deutschen Parteiengeschichte vereinten sich nun in der 
CDU chrisUiche Demokraten, die an der Seite aller anderen 
fol1schrittllchen Volkskräfte [ür Frieden und Demokratie, für 
eine durchgreifende Neuordnung wirken wollten. Das war da­
mals flir die übergroße Mehrheit der Mitglieder, wie ich aus 
eigener Erinnerung noch gut weiß, der Beweggrund für den 
Beitritt zu unserer jungen Partei. Den Kurs, der im Grün­
dungsaufrut vorgezeichnet war, galt es nun im Ringen um 
eine antifaschistisch-demokratische Ordnung innezuhalten und 
mit Leben zu eriUllen - Im Ringen um eine Ordnung, die den 
Lehren der Geschichte und den Erfordernissen der damaligen 
Lage entspradl. Auf der Tagesordnung standen die Aufgaben, 
die Besitz- und Machtverhältnisse zu verändern und damit 
zugleich die Beschlüsse des Potsdamer Abkommens der Sie­
germächte über ein entmilitarisiertes und entmonopolisiertes, 
entnazifiziertes und demokratisiertes Nachkriegsdeutschland 
zu verwirklidlen, das gemeinsame Vorgehen aller progressiven 
Kräfte unter Voran tritt der Arbeiterklasse und ihrer Partei 
zu entwickeln und an die Stelle alter nationalistischer Über­
heblichkeit, faschistischer Ideologie und antikommunistischer 
Hetze der Reaktion das Bekenntnis zur Freundschaft der Völ­
ker zu setzen, Insbesondere zur Freundsdlaft mit den Völkern 
der Sowjetunlon. 

Nun muß man sich vergegenwärtigen, unter welchen Um­
ständen diese Aufgaben damals in Angrlll zu nehmen waren. 
Wir waren von Trümmern umgeben, von der materiellen und 
geistigen Hinterlassenschaft des Faschismus und des von ihm 
verursachten verheerenden Krieges. Olt fehlte es am Nötig­
sten; Hunger und Kälte machten uns zu schaften, dazu vlel-

, 

lach Stimmungen der Resignation oder der Skepsis bei Men­
schen, die mit der Vergangenheit noch nicht fertig geworden 
waren. Wir selbst waren in vieler Hinsidlt noch auf der Suche 
nach den Wegen, die geeignet waren, aus dem Erbe dieser 
Vergangenheit herauszuführen; aber einig waren Wir uns dar­
in: Nldlt Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung konnten wei­
terhelfen, sondern nur entschlossener AuIbauwille - und die­
ser Wille war da. Er leitete uns bei unserer Arbeit In der 
CDU, bei unserer Aktivität in den damals entstehenden anti­
faschistisch-demokratischen Selbstverwaltungsorganen und 
Massenorganisationen, in den Betrieben oder in der Landwirt­
schaft, den Sdlulen und Universitäten, die damals ihre Pfor­
ten wieder oder neu öffneten. 

Innerhalb unserer Partei sdlieden sich die Geister nun aller­
dings an der Frage: SoUte dieser Aufbau ein Wleder- oder 
ein Neuauibau sein? Zurück zum bürgerlichen Parlamentaris­
mus oder vorwärts zur antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung? Zurück zu Weimar oder gar noch weiter in die Vergan­
genheit - oder vorwärts zu tiefgreifenden sozialökonomischen 
und politischen Umgestaltungen, wie sie nach dem offensicht­
lichen Bankrott des deutschen ImperlaUsmus unumgänglich 
waren? Zurück zur Monopolherrschaft oder "Voran zur Arbei­
ter-und-Bauern-Macht? Wiederkehr des Vorgestrigen des 
historisch Uberholten und Uberlebten - oder echter N~ube­
ginn? Mit anderen Worten: Würde es reaktionären Kräften 
gelingf'n, unsere Partei zu einem Instrument der Restauration 
alter Gesellschaftszustände umzufunktionieren, wie sie In den 
Westzonen Deutschlands von den wiedererstarkenden Mono­
polen und bürgerlichen Politikern im Verein mit den west­
lidJen Besatzungsmächten angestrebt wurde - oder würden 
sich die nach vom orientierten christlichen Demokraten durch­
setzen, die sich schon damals allerorten als Mitstreiter der 
anderen demokratischen Kräfte im Ringen um Frieden und 
Demokratie, um gesellschafUichen Fortschritt zu bewähren 
begannen? 

Das war die Erscheinungsform, In der sich innerhalb un­
serer Partei der Kampf um die Lösung der Frage "Wer _ 
wen?~ vollzog. Die fortschrittlichen KräHe in ihren Reihen 
landen Rückhalt in der Einheitsfront der antifaschistisch-de­
mokratischen Parteien, deren Zentraler Aussdluß am 14. Juli 
1945 au( Initiative der KPD gebildet worden war; Einheits­
front-AusschUsse in den Ländern und Kreisen, den Städten 
und Gemeinden folgten. Die Einheitsfront - Vorläuferln des 
Demokratischen Blocks - spielte eine wichtige RoUe bei den 
demokratischen Umgestaltungen, die nun Sdlritt tür Schritt 
vollzogen wurden. Dagegen wollten" reaktionäre Führungs-
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kreise In de1' CDU unsere Partei mißbraud!.en, um mit ihrer 
HlUe die anüfaschlstisch-demokratl.sche Entwicklung abzu­
bremsen und zurückzudrehen. Ihren ersten Vorstoß rid!.teten 
sie gegen die demokratische Bodenreform. 

Erfolgreiche Bewährung 

Diese erste grundlegende Maßnahme der antlfa.sc:hlstlsch­
demokratlsdlen Umwälzung war im September 1945 auf Vor­
schlag der KPD im Zentralen Ausschuß der Einheitsfront be­
schlossen worden. Die CDU-Mitglieder und Partei vorstände 
In den Ländern der seinerzeItigen sowjetischen Besatzungs­
zone wirkten verantwortungsbewußt daran mit, die Boden­
reform durchzuführen. Im Zentralen Ausschuß der Einheits­
front hatte die CDU ihr zunächst zugestimmt; dann jedoch 
versuchten einige Ihrer führenden Vertreter, Ihre Verwlrkll­
d!.ung zu sabotieren. Damit stellten sie sich In offenkundigen 
Gegensatz zu den ParlelmItgliedern und lösten deren Protest 
aus. Im Dezember 1~5 sahen sich Jene Führungskräfte 
schließlich genötigt, ihr Spiel aufzugeben und abzutreten. Die 
Scheinargumente, mit denen sie ihre Manöver hatten begMln­
den wollen - die veränderten EIgentumsverhältnisse In den 
Dörfern wUrden die Produktivität der landwirtsdlafUichen 
Betriebe schwädlen und damit die Ernährung des Volkes ge­
fährden -, wurden durch die nachfolgende Entwicklun.g ein­
deutig widerlegt; allein von 1949 bis 1983 erhöhte sidl IR un­
serer Republik die Produktion beispielsweise von Getreide auf 
das 2 Uache von Schlachtvieh um das 7tame, und 1984 er­
rei(:ht~n wir' die bisher höchsten landwirtschaftlichen Ertrl:lge 
und Leistungen. 

Die nädlste Auseinandersetzung ergab sich in der Frage 
nach der künftigen Struktur der Industrie In der damals s0-

wjetisch besetzten Zone. Die deutschen Monopolherren -
Auftraggeber und Finanziers sowohl der kaiserlich-deutschen 
Politiker wie auch der Nazipartei - hatten unser Volk und 
die anderen Völker Europas in zwei Weltkriege gestürzt und 
deren katastrophale Folgen In entscheidendem Maße ver­
schuldet. Das allgemeine Verlangen, diese Kräfte zu entelg· 
nen und zu entmachten, drückte sich unverkennbar Im säch­
sischen Volksentscheid vom 30. Juni 1946 aus, als sich mehr 
als drei Viertel aller AbsUmmungsteilnehmer dafür ausspra­
chen die Betriebe der Kriegsverbrecher und Naziaktivisten 
In g~lIschafUiches Eigentum zu überführen. Der sächsische 
CDU-Landesvorstand hatte unter dem Eindruck der Mehr-
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heit der ParteimitglIeder, die zur Mitarbeit an dieser Maß­
nahme entschlossen waren, eine positive Haltung dazu be-­
zogen. Auch die Klrdlen hatten in Ihren Erklärungen dazu 
den Willen des Volkes unterstützt. 

Ihm konnten sich aud!. die reaktionären Kreise in damali­
gen CDU-FOhrungspositionen nlmt otten widersetzenj aber 
Im nachhinein versuchten sie immer wieder mit den verschie­
densten Methoden, das nun geschaflene Volkseigentum In 
Frage zu stellen. So versudlten sie beiSPielsweise, eine Reihe 
von Einzelbetrieben nachträglich wieder reprivatisieren zu 
lassen. Unentwegt behaupteten sie, gesellschafWches Eigen­
tum an Produktionsmitteln stehe der Initiative der arbeiten­
den ~ienschen entgegen; auch hier hat die Praxis längst den 
Gegenbeweis erbracht -~ schon bis 1950 hatte die Produktion 
den Vorkriegsstand im wesenUlchen wieder erreicht, und 
seither hat unsere Industrie Ihre Erzeugung auf etwa das 13-
laehe gesteigert. Gerade weil das, was des Volkes Hände 
schaffen, bei uns auch des Volkes eIgen ist, sind alle Voraus­
setzungen für ein stetiges Wachstum der Arbeitsproduktivität 
und der volkswirtschaftlichen Effektivität gegeben. ChrisW­
ehe Demokraten sind an dem stabilen und dynamischen Lel­
stungsanstieg unserer Volkswirtschaft, um den uns kapitali­
stische Industrieländer beneiden, In beträchtlichem Maße 
beteiligtj hier kann sich christliches Arbeitsethos entfalten 
und bewähren, ohne auf die Schranken der Ausbeutergesell­
schaft zu stoßen. 

Schon In jenen Nachkriegsjahren, als dafür In harter Ar­
beit die Grundlagen gelegt wurden, waren Mitglieder unserer 
Partei In großer Zahl unter denen, die vorangingen, als es 
gaU, dle Produktion wieder In Gang zu setzen und schritt­
weise zu steigern. Ihren ehrlichen AufbauwIllen, Ihr olt In 
christlich-sozialen Vorstellungen wurzelndes TradJUonsbe-­
wußtseln, ihr Verlangen nach gesellschaftlicher Neugestal­
tung versuchte die Innerparielllche Reaktion zu verfälschen 
und zu mißbrauchen, indem sie Theorien von einem .Sozla. 
Jlsmus aus d!.ristllcher Verantwortung" konz.iplerte und sie in 
polemischer Absicht dem wissenschaftlichen Sozialismus als 
Scheinalternatlve entgegenstellte. Auc:h das gehörte zu den 
Mitteln und Methoden, mit denen sie die antifaschistisch-de­
mokratische UmWälzung im ökonomischen Bereich behindern 
und die fort.schrltUlchen Kräne auseinandermanövrieren 
wollte. GlelchrelUg unternahm sie 1946/47 direkte Versuche, 
die Zusammenarbeit in der Einheitsfront der demokratischen 
Parteien aufzukündigen, und bemühte sich, die Mitarbeit von 
Unionsfreunden In den Massenorganip,tionen zu verhindern. 
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Gemeinsam 11'r Frieden und Fortschritt 

Doch unaufhaltsam wuchs in den Reihen unserer Partei die 
durch viele praktische Erfahrungen bestätigte Einsicht, daß 
die Größe der zu lösenden Aufgaben gebieterisch das Zusam­
menstehen und Zusammenwirken aller fortschrittlichen Kräf­
te verlangte. Diese Zusammenarbeit ließ schon damals ein 
immer tiefer gegründetes Vertrauen auch der progressiven 
christlichen Demokraten zu den Freunden der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands wachsen. Mit der Gründung der 
einheitlichen Kampfpartei der Arbeiterklasse auf marxisti­
scher Grundlage - das erwies sich für uns deutlich schon In 
den ersten Jahren ihres Bestehens - war ein festes Zentrum, 
ein starker Kristallisationskern für die Zusammenarbeit Im 
Demokratischen Block. und In allen anderen Bereichen des 
öffentlichen Lebens entstanden. Das Bewußtsein unserer Zu­
sammengehörigkeit bei der Lösung aller Grundfragen der 
antifaschistisch-demokratischen Umgestaltung war stärker als 
das Bemühen reaktionärer ~ä!te Innerhalb der CDU, das 
Fundament dieser Zusammenarbeit zU erschüttern oder gar 
zu zerstören. 

Die Kraft dieser Gemeinsamkeit erlebte ich gleich vielen 
anderen Unionsfreunden schon in der ersten Nachkriegszeit 
in der Freien Deutschen Jugend. Sie wurde 1946 als einheit­
liche Organisation der jungen Generation gegründet, um die 
Interessen aller Schichten der Jugend - unabhängig von s0-

zialer Herkunft und Stellung der Jugendlichen, von ihrer 
Weltanschauung oder ihrem religiösen Bekenntnis - zu ver­
treten und um die gesamte Jugend für die verantwortliche 
Mitarbeit am antifaschistisch-demokratischen Neuaufbau zu 
gewinnen. Das entsprach den Lehren aus der Geschichte der 
deutschen Jugendbewegung, weil die trühere politische und 
organisatorische Zerklüftung den Lebensinteressen der jungen 
Generation geschadet hatte. Auch die Kirchen verzichteten 
nach dem Ende des zweiten Weltkriegs ausdrücklich darauf, 
bei uns eigene Jugendorganisationen zu bilden. Im Studen­
tenrat der Universität Halle und dann in Leitungen der 
Freien Deutschen Jugend, so in den 50er Jahren Im Zentral­
rat unter Vorsitz von Er Ich Ho n eck er, erlebte ich 
selber, daß die Aktivität im Jugendverband sich frucht­
bringend auch auf unsere Arbeit innerhalb der eDU aus­
wirkte, den eigenen Klärungsprozeß förderte und dem gesell­
schaftlichen Ganzen nutzte. Das 15t bis heute so geblieben 
und wird sich auch künitig als richtig erweisen. 

Das Prinzip der EinmUtigkeit aUer gesellschaftlichen Kräf­
te, die für eine friedliche Zukunft unseres Volkes, für ein 
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demokratisches und fortschrittliches Deutschland wirkten, be­
stand eine entscheidende BeWährungsprobe, als Ende 1947 
auf Vorschlag der SED die Volkskongreßbewegung ins Leben 
gerufen wurde. In der enu hatte die InnerparteIliche Reak­
tion den Kurs, roJt dem sie sich dem Werden und Wachsen 
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung entgegenstem­
men wollte, häufig mit einer angeblich notwendigen RUck­
sichtnahme au! die Verhältnisse in den Westzonen und auf 
später zu erwartende ~gesamtdeutsche Regelungen" tur 
Grundfragen der Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur zu 
bemänteln gesucht. Doch schon in jener Zeit zeichnete sich 
uruner deutlicher ab, daß in den westlichen Besatzungsgeble­
ten ein Sonderweg - weg vom Potsdamer Abkommen, hin 
zur Wiederherstellung der aiten Eigentums- und Herrschafts_ 
verhältnisse - beschritten wurde, der den Absichten und 
Grundinteressen der demokratischen Kräfte unseres Volkes 
widersprach. Um die damit drohende Spaltung Deutschlands 
zu verhindern und seine demokratische Einheit zu erkämp­
fen, entstand auf Initiative der SED die Volkskongreßbewe­
gung als Sammlung aller patriotischen Kräfte. Ihr Ru! zum 
gemeinsamen Widerstand gegen die imperialistische Politik 
der Wirtschaftlichen und staatlichen Zerreißung fand bei der 
großen Mehrheit der CDU-Mitglieder im Osten Deutschlands, 
aber auch bei einer Reihe christlicher Demokraten in den 
westlichen Besatzungszonen lebhaften und zustimmenden WI­
derhall. 

Der Sieg der 1orlsch."iUlichen. Kräfte 

Als reaktionäre Kreise in der Berliner CDU-FUhrung sich 
diesem Appell versagten, scharte 0 t toN u s e h k e - sei­
nerzeit Mitglied des Hauptvorstandes - die fortschrittlichen 
Kräfte innerhalb der Partei um sich und machte sich au! 
dem 1. Deutschen Volkskongreß zu ihrem Sprecher. Gemein­
sam mit Ihm nahmen 218 weitere Unionsfreunde an diesem 
Kongreß teil. Damit sicherten sie - gestützt auf die Bereit­
schaft ungezählter Mitglieder zur Mitarbeit - die Kontinuität 
des politischen Wirkens unsel'er Partei. Die widerstrebenden 
Kräfte mußten aufgeben; damit hatte die Reaktion innerhalb 
und außerhalb der Partei eine weitere entscheidende Nieder­
lage erlitten. Abermals bestätigte sich: Die Geschichte der 
CDU wurde und wird von Ihren aufbauwUligen Mitgliedern 
gesc:h.rieben - nicht von jenen, die in ihren Reihen potentielle 
Bundesgenossen für den Widerstand gegen den gesellschaft­
lichen Fortschritt finden wollten. 
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In dieser Auseinandersetzung der progressiven mit den 
reaktionären Kräften innerhalb unserer Partei gelang es, auch 
anfänglich noch schwankende oder zögernde Freunde für un­
sere Sache zu gewinnen. Wir selbst, die wir ja damals auf 
Schritt und Tritt ebenfalls Neuland betraten, lernten in die­
sem Kampf fortwährend und allenthalben - nicht nur theo­
retisch, sondern vor allem in der praktischen gesellschaftli­
chen Mitarbeit, in der Auseinandersetzung mit entgegenste­
henden Kräften und nicht zuletzt im Zusammenwirken mit 
den Freunden von der SEO. Gerade dafür bot nun das Mit­
einander aller demokratischen Kräfte in der Volkskongreß­
bewegung neue Möglichkeiten. Hier weitete sich die schon In 
den Anfängen erprobte BIQCkgemeinschaCt mehr und mehr zu 
einer kameradschaftlichen Gemeinsamkeit aller wahrhaft 
patriotischen Kräfte aus. Wir lernten gerade in den Ausein­
andersetzungen um die nationale Frage, Freunde und Gegner 
Immer klarer voneinander zu unterscheiden. Wir erkannten 
mit zunehmender Deutlichkeit. daß Marxisten uns im Ringen 
um die demokratische Erneuerung unseres Landes weitaus 
näher standen als beispielsweise so mancher "christliche Poli­
tiker" in den Westzonen. Die Erkenntnisse, die in jenen Jah­
ren des antifaschistisch-demokratischen Neuantangs erarbeitet 
wurden, und die P rinzipien, die sich damals als richtig be­
stätigten, blieben politisch konstitutiv und richtunggebend 
auch für die folgenden Jahre und Jahrzehnte des Wachsens 
und Reifens der DDR - für die gesellschaftliche Praxis in 
unserem Lande ganz allgemein, aber namentlich auch für un­
ser Wirken in der COU, für ihre Entwicklung zu einer Partei 
des Friedens, der Demokratie und des Sozialismus. 

Politisch äußerte sich dieser Wachstums- und Reiteprozeß 
auch darin, daß wir christlichen Demokraten bereits in der 
Zeit vor der Gründung der DDR schrittweise eine neue Ein­
stellung zur Sowjetunion gewannen. Reallstlsche Politik im 
Sinne wohlverstandener nationaler Interessen gebot ein gut­
nachbarliches Verhältnis zum Sowjetland - diese Einsicht 
haUe vernünftige bürgerliche Politiker schon friiher dazu be­
wogen, für friedliche und gegenseitig vorteilhafte Beziehun­
gen mit der UdSSR einzutreten. Nun jedoch hatten wir der 
Sowjetunion in ausschlaggebendem Maße die Befreiung unse­
Tes Volkes und damit die Möglichkeit zu eigener demokrati­
scher Aktivität zu verdanken, bei der uns sowjetische Freunde 
ratend und helfend zur Seite standen. Uns öf'!nete sich der 
Blick dafür, daß die Sowjetunion die stärkste Friedensmacht 
in Europa, daß sie Kraftzentrum für den Kampf der fort­
schrittlichen Bewegungen in aller Welt war und ist. Wir lern­
ten zu begreifen, daß den Erfahrungen des Sowjetvolks bei 
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der revolutionären gesellschaftlichen Umgestaltung interna* 
tionale Bedeutung zukommt. All das bestärkte uns in der 
ÜberUugung, daß Freundschaft mit der Sowjetunion nicht 
allein ein realpolItisch bedingtes Lebenserfordernis für wahr­
haft nationale Politik ist, sondern gleichzeitig und vornehm­
lich auch Orientierungshilfe für den eigenen Willen darstellt. 
den gesellschaCUichen Fortschritt in unserem Raum durcbzu­
seuen. 

Mitbe"ründer der W elt/,riedensbewe"un" 

Die Imperialistischen Westmächte hatten ihrerseits sehr 
bald nach dem Ende des zweiten Weltkriegs dem Geist der 
AntlhiUerkoalition den Abschied gegeben und den kalten 
Krieg gegen die Sowjetunion, gegen die damals einsetzende 
Herausbildung des sozialistischen Weltsystems eröffnet. Mit 
Ihrer "Politik der Stärke", vor allem auf das vermeinUlche 
AtomwafIenmonopol der USA gestützt, bedrohten sie den 
Frieden. Im Kampf gegen die anwachsende Gefahr eines 
neuen Krieges formierte sich die Weltfriedensbewegung, die 
im April 1949 zu ihrem ersten Kongreß in Paris und Prag 
zusammentrat. Friedensanhänger der untersch.iedllchsten poli­
tischen, sozialen und weltanschaulichen oder religiösen Her­
kunft nahmen daran teil, darunter zahlreiche namhafte Ver­
treter des kirchlichen Lebens und andere christliche Persön­
lichkeiten - so auch OUo Nuschke, der au! dem 3. Parteitag 
der CDU tm September 1948 zum Vorsitzenden unserer Par­
tei gewählt worden war. Zusammen mit vielen anderen 
Unionsfreunden und parteilosen Christen gehörte er zu den 
Pionieren der Friedensbewegung in unserem Land. Seitdem 
leistet die CDU Ihre Arbeit für den Frieden zugleich als ihren 
Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der Friedensbewegung. 

Zunächst hielten sich die Kirchenleitungen gegenüber der 
Friedensbewegung zurück; einige leitende Repräsentanten der 
Kirchen setzten ihr sogar Widerstand entgegen. Wer sich als 
Christ oder gar als Geistlicher mit den Zielen der Friedens­
bewegung Identifizierte und in ihren Reihen mitarbeitete, 
wurde beargwöhnt und nicht selten kirchenoffiziell gemaß­
regelt. Das Evangelium meine einen anderen Frieden als je­
nen, den die Friedensbewegung vertrete und verteidigen 
wolle, hieß es dazu von kirchlicher Seite. So wurde der Frie­
den - oder das, was damals noch weithin in Theologie und 
Kirche darunter verstanden wurde - auf den Bereich Indivi­
dueller Frömmigkeit eingegrenzt. 

Heute hat sich bei den Kirchen und Glaubensgemeinscha[* 
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ten nicht nur In unserem Lande, sondern weltweit die Lage 
wesenUlch verändert. Das Ist in bestimmtem Maße gewiß 
auch dem Wirken unserer Partei und vieler anderer christ­
licher Persönlichkeiten zu danken, die gerade In der Frage 
des Friedens mit uns eines Sinnes sind. Weitgehend zum All­
gemeingut ist heute auch in kirchlichen Kreisen die Ober­
zeugung geworden: Frieden zu halten und Frieden zu stUten 
gehört unauIgebbar zu den Wesensmerkmalen christlicher 
Existenz - und zwar nicht nur im privaten, sondern auch 
und gerade im gesellschaftlichen Bereich. Immer größer wird 
die Zahl jener christlicher Persönlichkeiten, die durch ihr 
Engagement In der weltumspannenden Bewegung gegen im­
perialistische Hochrüstungs- und Konirontationspolltlk ihre 
Gewißheit bezeugen: Daß Christen auf den Frieden verpßich­
tet, daß sie gerufen sind, für Ihn einzutreten, gilt jetzt erst 
recht - In einer Zeit, in der nukleare MassenvernIchtungs­
mittel alles Leben bedrohen und In der Ihr Einsatz den Fort­
bestand der Menschheit in Frage stellen würde. 

In zunehmendem Maße setzt sich bei Christen In unserem 
Lande wie In anderen Ländern auch die Erkenntnis durch: 
Der Sozialismus Ist von seinem Wesen her die Ordnung des 
Friedens. Weil er seinen Sinn darin erblickt, durch beständi­
gen und dynamischen volkswirtschaftlichen Leistungs... und 
El'Cektlvltätszuwachs das materielle und geistige Wohl der 
Menschen zu fördern, und weil sich dieses zutiefst humanisti­
sche Anliegen nur Im Frieden verwirklichen läßt, ist ein be­
ständiger Frieden das vordringlichste Anliegen jeglicher 
Außen- und SIcherheitspolItik sozialistischer Staaten. Die s0-

zialistische Gesellschaft, die ausschließlich auf friedliche Ziele 
orientiert Ist, kann keinen Krieg gebrauchen - ja, mehr noch: 
sie Ist der geborene Verteidiger des Friedens fUr die Völker. 
Ln ihr existiert keine Klasse oder Schicht, die an Krlegsvorbe­
reitung oder Krieg auch nur das mindeste verdienen würde -
Im Gegenteil: hier bestimmen jene Klassen und Schichten 
den Kurs des Staates, die im Krieg alles zu verlieren, jedoch 
Im Frieden alles zu gewinnen haben. 

Ein Wendepunkt in der deutschen und europälschen. 
Geschichte 

Als deutscher Friedensstaat wurde die Deutsche Demokra­
tische Republik am 7. Oktober 1949 gegründet. Von vornher­
ein wurde sie von allen gesellschaftlichen Kräften getragen, 
die In der Volkskongreßbewegung tür ein demokratisches 
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Deutschland gekämpft hatten. Oll.' Gründung der DDR war 
ein Wendepunkt in der Geschichte unseres Volkes und Euro­
pas. Zum erstenmal gewann dauerhaft staatliche Gestalt, was 
den deutschen Demokraten und Humanisten - von den Kämp­
fern der frühbürgerlIchen Revolution bis zu den Linken in 
der deutschen Arbeiterbewegung - als Ziel vorangeleuchtet 
hatte: ein deutsches Staatswesen, das seinem schattenden 
Volk eine gute, mensdlenwürdige Heimstatt ist und von des­
sen Boden nicht KrIeg, sondern Frieden ausgeht. 

Die Gründung der DDR be-Leichnete den Ubergang von der 
anUfaschlstisch-demokratischen zur sozialistischen Etappe des 
einheiUlchen revolutionären Prozesses in unserem Lande. Die 
CDU, die bis dahin bereits erfolgreich in den örtlichen Orga­
nen der antifaschistisch-demokratischen Selbstverwaltung bis 
hin zu den Landtagen und Landesregierungen In der sowjeti­
schen Besatzungszone mitgearbeitet hatte, übernahm nun als 
Regierungspartei aktiv Mitverantwortung für dle junge Re­
publik. Viele zehntausend Unionsfreunde trugen In den 
Volksvertretungen und im Staatsapparat, In den Ausschüssen 
der nun entstehenden Nationalen Front, in den Massenorga­
nisationen und vor allem durch ihre Leistungen in der Wirt­
schaft wie in allen anderen geselischafUichen Bereichen diese 
Verantwortung freudig und aktiv mit. 

Allerdings zeigte sich in den folgenden Monaten noch ein­
mal, daß eine ReJhe von Mitgliedern - auch solche In leiten­
den Funktionen - der Größe der neuen Aufgaben politisch 
nlebt gewachsen waren; sie trennten sich von der DDR, oder 
die Partei trennte sich von ihnen. Doch insgesamt konnte das 
den 51eg der fortschrittlichen Kräfte nun schon nicht mehr 
aufhalten, sondern dieser Kampf förderte Ihren endgUltigen 
Durchbruch. Gekrönt und besiegelt wurde Ihr Triumph über 
die Reaktion auf dem 5. Parteitag der CDU im September 
1950. Ein weiteres Mal bestätigte sich In dieser letzten großen 
Innerparteilichen Auseinandersetzung: Nicht durch Kompro­
misse auf der Linie eines vorgeblichen "dritten Weges", son­
dern nur durch zielklares Festhalten am Geist des Grün­
dungsaufruts und an den seither gesammelten politischen 
Erfahrungen vermögen wir der Partei und dem gesamtgeseU­
sdialtlichen Fortschritt zu dienen. In dem vorangegangenen 
Jahrfün[t hatten wir einen festen Standort gewonnen, der 
uns die Möglichkeit gab, unseren Platz im umfassenden Bünd­
nis der Arbeiterklasse und ihrer Partei mit allen anderen 
progressiven Kräften richtig zu erkennen und schöpferisch 
auszutüllen, Von diesem Standort aus konnten wir nun wei­
tersc:hrelten, konnten wir uns als Mitgestalter des deutschen 
Arbeller-und-Bauern-5taates bewähren. 
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Für den Aufbau und den Schutz des Sozialismus 

Als im Juli 1952 die SED auf Ihrer 2. Parteikonferenz den 
Ubergang zum Aufbau des Sozialismus in der DDR prokla­
mierte war der Prozeß der innerparteilichen Klärung bei 
uns schon so weil vorangeschrItten, daß wir diesen Beschluß 
milvollziehen und mltverwlrklidlen konnten, ohne daß es -
wie bei früheren einschneidenden Ereignissen In der Entwick­
lung der gesellschaftlidlen Verhältnisse in unserem Lande -
zu tiefgreifenden Erschütterungen, zu Konflikten mit reaktio­
nären Kräften in der Partei gekommen wäre. Mit unserem Ja 
zur Mitarbeit am sozialistischen Aufbau verbanden wir unser 
Ja zur führenden Rolle der Arbeiterklasse und ihrer ParteI. 
Damit zogen wir die Summe aus den vieltältigen praktisdlen 
Erfahrungen, die wir bereits sieben Jahre hindurch .als Weg­
gefährten dieser Partei gesammelt hatten, und bereiteten zu­
gleich den Weg zu künftig noch wirksamerer Aktivität der 
christlldlen Demokraten bei der Errichtung der neuen Gesell­
schaft. Die BündniskarneradschaCt aller geseUschaftlidlen 
Kräfte, die - geführt von der Partei der Arbeiterklasse - in 
der Nationalen Front der DDR die Angehörigen aller Klassen 
und Schidlten zu gemeinsamem Wirken für Sozialismus und 
Frieden vereinen, war und ist ein Kennzeichen des politischen 
Lebens in unserem Lande, eine der Voraussetzungen fii:r die 
Stabilität der Arbeiter_und_Bauern_Macht, für das Gelingen 
der Politik zum Wohl des ganzen Volkes. 

Die Zusammenarbeit im Demokratischen Block und in der 
Nationalen Front bewährte sich seither in guten wie auch in 
kritischen Tagen. Als im Juni 1953 die Konterrevolution den 
sozialistischen deutschen Staat attackierte, als im Herbst 1956 
gegnerische Kräfte den realen Sozialismus in Europa etappen­
weise zu liquidieren versuchten - aber auch, als im August 
1961 unsere Republik die Maßnahmen ergriff, die erforderlidl 
waren, um dem Imperialismus den Weg nach O~ten zu ver­
sperren: stets erwies sich das Bündnis der Parteien und Or­
ganisationen als tragfähig und dauerhaft, als eine sichere 
Gewähr für den Bestand und die kontinuierliche Weiterent­
wicklung unserer Gesellschaftsordnung, als eine wichtige 
Voraussetzung, um die Angehörigen aller Klassen und Sdlich­
ten immer enger um die Politik unseres Staates zusammenzu­
schließen und die offensive Auseinandersetzung mit dem 
Imperialismus erfolgreich zu bestehen. In ihrem Verlauf be­
stätigte sich immer wieder, daß Wachsamkeit und Ver1eidi­
gungsbereitschaIt ihm gegenüber geboten sind, damit seine 
aggressivsten Kreise mit ihren Absichten, den Sozialismus 
"zurückzurollen", nicht zum Zuge kommen. In dieser Er-
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kenntnis tragen die Mitglieder unserer Partei das Ihre dazu 
bei, die Verteidigungskraft unseres Staates stets auf dem ge­
botenen Stand zu halten; sie betrachten WafIendienst in so­
zialistischen Streitkräften als eine Form des heute geforderten 
Friedensdienstes. 

Das vertrauensverhältnis der christlichen Demokraten zur 
Partei der Arbeiterklasse hat sich ständig gefestigt und ver­
tieft. Wir gehen von den gemeinsamen Anliegen und Zielen 
aus, in denen alle politischen und sozialen Kräfte unserer 
Gesellschaft unlöslich miteinander verbunden sind: von dem 
Streben nach sicherem Frieden, nach wachsendem Wohl­
rgehen al~er Bürger, gegr?ndet auf den Anstieg der volks­
WirtschaftlIchen und damit auch der sozialen Leistungs­
fähigkeit unseres Staates. Wir wissen seit langem, daß darin 
die Vorbedingung besteht, christliche Friedens- und Nächsten­
liebe im Einklang mit der Entwicklung des Gesellschaftsgan_ 
zen in die Tat umzusetzen. Damit eröffnet der Sozialismus 
gänzlich neue soziale Dimensionen, solche ethischen Leitbilder 
zu verwirklichen, die für das persönliche und gesellschaftliche 
Handeln von Christen bestimmend sind. Diese Erkenntnis hat 
sich im Verlauf des sozialistisdlen Aufbaus in unserer Repu­
blik immer aufs neue bewahrheitet. 

Werwoilen Traditionen neue Leistungen hinzugefügt 

Bei unserem Bestreben, diese Grundwahrheit immer wei­
teren christlichen Kreisen in unserer Republik bewußt zu 
machen, können wir an Grundwerte christlicher Ethik und 
an wertvolle überlieferungen aus geschichtlicher Vergangen­
heit anknüpfen. Anfang der fünfziger Jahre begannen wir, 
in verstärktem Maße das historische Erbe zu erschließen das 
friedliebende und fortschrittliche Christen früherer Ge~era­
tionen uns als verpflichtenden Au;[trag hinterlassen haben. 
Von der frühen Christenheit bis in die Zeiten des antifaschi­
stIschen Widerstandes, der Kommunisten und Christen beider 
Konfessionen zusammen mit Vertretern anderer humanisti­
scher überzeugungen im Kampf gegen das verbrecherische 
Naziregime vereinte, reicht die Kette dieser unverlierbaren 
Traditionen, die unserem ganzen Volk gehören. Alle gesell­
schaftlimen Kräfte unseres Landes - so führte Erich Honecker 
im Juni 1980 aus, als sim unter seinem Vorsitz in Berlin das 
Martin-Luther-Komitee der DDR konstituierte - würdigen 
"das Wirken und das Vermächtnis sll derer, die zum Fort­
schritt, zur Entwicklung der Weltkultur beigetragen haben, 
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ganz gleich, In welmer sozialen und klassenmäßIgen Bindung 
sie sich befanden". Zu diesen Traditionen, die unsere sozia· 
Ustische Gesellschaft pftegt und auf neuer Ebene weiterführt, 
haben Christen In den sozialen, politischen und geistigen 
Kämpfen früherer Jahrzehnte und Jahrhunderte Wesentllc:hes 
und Bleibendes beigetragen. 

Wir haben diese Traditionen nicht nur schöpferisch aurge· 
nommen - wir haben Ihnen inzwischen eine weitere Tradi­
tion hlnzugefOgt: die Tradition verantwortungsbewußten 
Handeins mrlstllcher Demokraten CUr den Frieden, für den 
Aufbau und die Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft 
in unserer Republik, die tief in dem gesamten progressiv-hu­
manistischen und revoluUonär-demokratischen Erbe delll deut­
schen Volkes und der Menschheit wurzelt. Die Erkenntnisse 
aus vier Jahrzehnten gesellschaftlicher Aktivität der christ.­
lichen Demokraten in unserem Lande, die das Antlitz unserer 
Republik mitgeformt hat, gehören unlöslich zu unserem Ge­
schichtsbewußtsein, das seinerseits ein unverzlchtbarer Kraft­
quell unseres Wlrkens CUr geslc:herten Frieden, CUr das Wohl 
unseres Volkes darstellt. Diese Lehren aus der Partelgeschlc:h­
te an die Nachwac:hsenden weiterzugeben Ist eine wlc:htige 
Aufgabe aller, die den Weg unserer Partei mitgegangen sind, 
Ihre Entscheidungen mitgetragen und ihren Aurtrag mltver­
wirklicht haben. 

Unsere Pafteigeschichte, du Werk ihrer l\filgUeder 

Die elgenUichen Verlasser der Gesc:hichte unserer Partei 
sind ihre Mitglieder - die Freunde in den Ortsgruppen, in 
den Vorständen aller Ebenen, in erster Linie jene Mitglieder, 
die an der Basis unseres wirtsdtaflllchen und gesellschaftli­
chen Lebens seit Jahren und oft schon seit Jahrzehnten vor­
bildlich Ihre Pßlcht tun und damit zugleich die BeschlUsse 
unserer Partei beispielgebend verwirklichen. 1m sozialistischen 
Wettbewerb der Betriebe und Einrichtungen, in denen sie 
tätig sind, leisten sie Bedeutendes dafür, die volkswirtschaft­
lichen Planaulgaben zu erfüllen und zu überbieten. Im Ge­
sundheits. und Sozialwesen, in Volksbildung und Kultur 
beweisen sie durch die Tat, daß chrisUiche Demokraten das 
Ihre dafür tun, den Relc:htum unserer GesellschaCt zu mehren. 
Als Volksvertreter oder hauptamtliche StaatsCunktionäre, in 
den AusschUssen der Nationalen Front und im Mach-mit­
Wettbewerb um schönere Städte und Gemeinden bezeugen 
sie die prinzipielle ObereinstImmung von BUrgerpftlcht und 
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Christenpflicht in unserer GeseUschalt. Die Arbeit all dieser 
freunde dient dem Ganzen, macht unserer Partei Ehre und 
wird gesellschaftlich hoch anerkannt. 

Besonderen Dank verdient dIe ehrenamUiche Mitarbeit vie­
ler tausend Mitglieder. Allein In den Vorständen unserer Par­
tei sind mehr als 26300 gewählte Unionsfreunde tätig. 17 635 
CDU-Mltglleder sind als Abgeordnete oder Nachlolgekandl­
daten In Volksvertretungen aktiv daran beteillgt, unsere 
Staatsmacht zu festigen und die sozialistische Demokratie 
weiterzuentwickeln; hinzu kommen Tausende CDU·Mitglie­
der als beru(ene Bürger In ständigen Kommissionen der 
VolksVertretungen. 21519 Mitglieder der CDU gehören Aus­
schUssen der Nationalen Front an - die Mitglieder von Ar­
beitsgruppen dieser Ausschüsse und die Freunde in den Lei­
tungen von Hausgemeinschaften nicht mit eingerechnet. 2093 
UnlonsCreunde wirken als Schöffen, und 2235 Mitglieder set­
zen sich In den SchIedskommissionen dafür ein, die staatliche 
Rechtsordnung zu verwirklichen. 

Entscheidenden Anteil hat die ehrenamtliche Mitarbeit un­
serer Freu~de auch an den zahlreichen Vorsdllägen, die un­
sere Vorstände gesellschafllic:hen und staatlichen Leitungs­
organen unterbreiten; allein In den fünf Jahren zwischen dem 
14. und 15. Parteitag waren es 6249 Vorsdlläge, die überwie­
gend In Gesetzen und anderen staatlichen Beschlüssen ihren 
Niederschlag gefunden haben, und seitdem sind bis 1984 etwa 
2700 Vorschläge, Anregungen und Hinweise hinzugekommen. 
~on diese Beispiele v~rdeutlichen, wie unsere Partei ihre 
MItverantwortung 1m Bündnis aller von der Partei der Ar­
beiterklasse geführten politischen Kräfte auUaßt und auf 
elgensUindlge Weise verwirklicht: durch eigenes Nachdenken 
durch eigene Initiativen, durch eigene Mitarbeit die sich auf 
die Erfahrungen aus der gesellschaftlichen Pra~is stützt und 
den Gesamtprozeß der sozialistischen Entwicklung in unse­
rem Lande fördert. 

Politische Hilfe auf dem Weg (n den SozialismUlI 

~nders nennenswert Ist bei einem geschichtlichen RUck­
bhck auf diesen Prozeß der Anteil der CDU an dem Bestre­
ben aller gesellschaftlichen Kräfte, die Angehörigen der mit 
der.Arbelterklasse verbündeten Klassen und Schichten an den 
SoZialismus heran- und In ihn hineinzuführen. Das gehört 
~kllnntllch zu den wichtigsten, aber. auch zu den am schwie­
ngsten zu lösenden Aufgaben im Vollzug der sozialistischen 
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Revolution. In der Landwirtschaft, In Handwerk, Handel und 
Gewerbe wirken sich Denk~ und Verhaltensweisen, die aus 
privatem Eigentum, aus jahrhundertealten Traditionen und 
fruher häuflg auch noch aus gegnerischen Versuchen ideolo­
glsdler Einflußnahme herrühren, besonders lange und nach~ 
haltlg aus. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit 'übeneugen~ 
der, geduldiger und dennoch zielstrebiger poliUsdler Arbeit 
mit den Angehörigen dieser Klassen und Schichten, damit sie 
ihrer Rolle als Bündnispartner der Arbeiterklasse entspre­
chen und voll in den Aufbau der neuen Gesellschaft einbe­
zogen werden können. Angehörige dieser Bevölkerungskreise 
politisch-geistig für den Sozialismus zu gewinnen und glelch~ 
zeitig geeignete ökonomische Formen entwickeln und durch­
setzen zu helfen, in denen sie sich aus eigenem Entschluß ver­
antwortlich am sozialistischen Aufbau beteiligen können -
darin erblidtte unsere Partei seit Anfang der fün[Ziger Jahre 
ein spezifisches Feld ihrer Arbeit. 

Dabei gingen wir in erster Linie davon aus, daß für Chri~ 
sten nicht das Ich, sondern das Wir Im Vordergrund stehen 
sollte. Der Gemeinschaft zu dienen, das Gemeinwohl zu för­
dern, die eigenen Belange sinnvoll in die Interessen des ge­
sellschaftlichen Ganzen einzuordnen - das sind Überlegun­
gen, die lür Christen ausschlaggebend sein sollten, wenn es 
gilt, den eigenen Platz in einer sich rasch verändernden Ge­
sellschaft richtig zu bestimmen und dabei auch die Schranken 
bisheriger Vorstellungen zu überwinden. Mit solchen Beweis­
grunden gelang es, ungezählte christlich denkende Bauern 
für den Eintritt in landwirtschaftliche Produktlonsgenossen~ 
schatten zu gewinnen, Inhaber privater Industriebetriebe von 
den Vorteilen staatlicher Beteiligung zu Ubeneugen, Hand­
werker auf den Weg des genossenschaftlichen Zusammen­
schlusses zu führen, private Einzelhändler und Gastwirte 
zum Abschluß eines Kommissionsvertrages zu bewegen. 

Dabei handelte es sich nicht nur um neue Betriebstormen, 
sondern damit war vor allem ein oft komplizierter Prozeß. 
des Umdenkens verbunden. Begreiflicherweise fiel es Bau­
ern, deren Familien zuweilen schon seit Jahrhunderten mit 
Ihrer Scholle oder ihrem Vieh verbunden waren, nicht immer­
leicht, sich mit dem Gedanken vertraut zu machen, daß sie 
diesen ererbten Besitz nun In größere Produktionseinheiten 
einbringen sollten. Viele Betriebsinhaber in Kleinindustrie 
und Gewerbe, also im Bereich der städtischen MIttelschichten 
und auch auf dem Lande, hatten sich InnerHch von der Vor­
stellung zu lösen, daß sie Eigentum aufgeben sollten, das. 
ihnen zum Teil von Generationen her überkommen war. 
Manche standen dem Sozialismus zunächst noch mißtrauisch. 
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gegenüber und waren durchaus noch nicht voll davon über~ 
zeugt, daß er siegen werde. Der Gegner tat das Seine, um 
Vorbehalte zu nähren und Zweifel an der Dauerhaftigkeit 
der Arbelter~und~Bauern-Macht In der DDR zu nähren, ja 
sogar zu orlener oder versteckter Sabotage aulzurelzen. 

Um so notwendiger war eine ideenreiche übeneugungs­
arbeit unserer Partei wie überhaupt aller gesel.lschattllchen 
Kräfte, um den demokratischen und friedlichen Weg des 
übergangs zum Sozialismus auch tur diese Schichten zu bah­
nen. Vielen Kleln~, Mlttel- und auch Großbauern konnten 
wir in olt langwierigen Diskussionen nachweisen, daß sie 
ihrer Pflicht, für 'das Brot des Volkes zu sorgen, nun In der 
LPG mit welt höheren Ergebnissen nachkommen können als 
zuvor in Ihrer einzel bäuerlichen Wirtschaft. Zahlreiche Pri­
vatunternehmer erkannten nach und nach, daß jetzt in ihrem 
staatlich beteiligten Betrieb der Makel, Ausbeuter zu sein, 
mehr und mehr von Ihnen abfiel. Handwerker und Gewerbe­
treibende fanden Schritt für Schritt zu der Einsicht, daß sie 
in der Genossenschaft oder mit Hilfe eines KommIssIonsver­
trages ihrem Auftrag, die Mitbürger besser mit Dienstleistun­
gen zu versorgen, effektiver gerecht werden konnten. Neben­
her ergaben sich Vorteile ökonomischer Art auch für die An~ 
gehörigen der betreffenden Schichten selbst; so konnten wir 
verdeutlichen, daß im Sozialismus gesellschaftliche und per­
sönliche Interessen prinzipiell übereinstimmen. 

Eine neue Entwicklungsetappe 

Wachsendes Wohl des Menschen - das ist Sinn und Zweck 
des Sozialismus. Daß gesellschaftliche und persönliche Be~ 
lange hier in grundsätzlichem Einklang miteinander stehen, 
wird in unserer Rellublik besonders seit dem Beginn der 
siebziger Jahre lilr jeden immer deutlicher sichtbar. 1971 be­
schloß der VIII. Parteitag der SED - 'aufbauend auf den bis 
dahin erreichten Ergebnissen des sozialistischen Aufbaus _ 
die Hauptaufgabe bei der weiteren Gestaltung der entwldtel~ 
ten sozialistischen Gesellschaft: auf der Grundlage eines ho~ 
hen Entwick.lungstempos der Produktion, steigender Ei!ek~ 
tivität, des wlssenschafUich~technischen Fortschritts und 
wachsender Arbeitsproduktivität das materielle und kultu­
relle Lebensniveau des Volkes weiter zu erhöhen. Seitdem 
~ird die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik, die sich 
Im Wesen der Hauptaufgabe ausdruckt, zu einer immer stär~ 
keren Triebkraft fi.lr hohe Leistungen der Werktätigen zum 
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Nutzen des gesellschaftlichen Ganzen und jedes einzelnen. 
Die bedeutenden Erfolge Im Wohnungsbau, dem Kernstück 
des sozIalpolitischen Programms, sowie auJ' zahlreichen an­
deren Gebieten, die mit dem Leben der Bürger unmittelbar 
verbunden sind, bezeugen den erheblichen ökonomischen und 
sozialen Fortschritt, der auf dem Kurs der Hauptaufgabe er­
reicht werden konnte. Daran sind unsere Freunde in der 
Produktion, in den nlchtmaterlellen Bereidlen und in der 
ehrenamtUdlen geseUschaftlichen Tätigkeit auf dankens­
werte Weise beteiligt 

1m Sinne der Hauptaufgabe wirkt das Mitglied, das an sei­
nem Arbeitsplatz Bestleistungen vollbringt, ebenso wie der 
Unionsfreund, der sich in der BürgerlniUative durch freiwil­
lige Leistungen um bessere Lebensverhältnisse In seiner 
Wohnumwelt verdient macht. Für das Gelingen der Haupt­
aufgabe setzt sich der Wissenschaftler oder der Lehrer, der 
die junge Generation auf die Zukunft vorbereitet, ebenso ein 
wie der Kulturschaftende, der durch sein Werk den Menschen 
in unserer Gesellschaft dient und Ihre geistigen Bedürfnisse 
befriedigen hiUt. Gemäß der HauptauJ'gabe handelt der 
Arzt, der sich um Gesundheit und Leistungsfähigkeit seiner 
Patienten oder um physisch und psychisch Behinderte sorgt, 
und gleichermaßen die Unlons!reundin, die in ihrem Hause 
oder in ihrer Nachbarschaft betagten Mitbürgern als Helferin 
der Volkssolidarität oder der Rot-Kreuz-Organisation zur 
Seite steht. Politik im Sinne der HauptauJ'gabe macht - un­
geachtet der Eigentums10rm - der Unions!reund, der als 
Handwerker sein Augenmerk vor allem auf Dienstleistungen 
und Reparaturen iür die Mitbürger richtet, ebenso wie der 
Einzelhändler, der sein Warenangebot den Kunden in mög­
lichst reichem Sortiment und mit hoher Verkaufskultur prä­
sentiert. Der den Menschen zugewandte Sinn des Sozialis­
mus, der sich in der Hauptaufgabe verkörpert, wird Uberall 
dort sidltbar und spürbar, wo das Wohlbefinden der Bürger 
gefördert wird und wo sich gute, kameradschaftliche und ge­
genseitig hilfreiche Beziehungen zwischen den Menschen en t­
wickeln. 

Daß sich die Gedanken- und Gelühlswelt der Menschen, 
daß sich ihr Verhältnis weinander und Ihre moralIschen Auf­
fassungen Immer weiter im Sinne des Sozlallsmus verändern 
- das Ist wohl die bedeutendste und für Christen wesept. 
l!chste Leistung, die unsere Gesellschaft Im bisherigen Ver­
lauf ihres Aufbaus und ihrer weiteren Gestaltung zu ver­
zeichnen hat. Weil sie keine Ausbeuter und Unterdrücker 
mehr kennt, konnte an die Stelle des früheren Gegeneinander 
von Klassen und Schichten das vertrauensvolle, auf gemein-
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samen Grundanliegen beruhende Miteinander befreundeter 
Klassen und Schichten treten, die sich immer mehr der Ar­
beiterklasse annähern. Unerläßllche Voraussetzungen dafür 
sind die sozialistischen Macht- und ProduktionsverhIDtnlsse. 
An diesem Wandel der GeseUschaftsverhIDtnisse und der 
Menschen verantwortlich mitgewirkt zu haben gehört zu der 
ErfoJgsbilanz christlicher Demokraten aus vier Jahrzehnten. 

Unoeteilter christlicher Dienst am gesellschaftlichen Ganzen 

Damit haben wir geholfen, Gesellsdlaftszustände herbeizu­
führen, die christlichen Wertvorstellungen weitaus näher ste­
hen, als das je bei einer In antagonistische Klassen gespal­
tenen Gesellschaft der Fall sein kann. Bei uns können Chri­
sten ihre persönlichen Fähigkeiten und ihren Willen zu ma­
teriellem wie geistigem Fortsdlritt zugunsten des Menschen 
ungeteilt In den Dienst am gesellschaftlichen Ganzen stellen, 
weil hier der gesamten Gemeinschaft und jedem einzelnen 
die Früchte vereinten Schaffens voll zugute kommen. Dieser 
Gewißheit entspringt enge Verbundenheit christlicher Bürger 
mit ihrem Staat. Aus gutem Grund können sie sagen: Wir 
haben Heimatrecht Im Soz.1aUsmus - ja, mehr noch: wir ge­
stalten ihn mit. 

Daß christliche Bürger in wachsender Zahl nach dieser Er­
kenntnis leben und handeln, hat auch den Kirchen in unse­
rem Lande in hohem Maße gehoUen, ihren Standort Im S0-
zialismus zu bestimmen. Anfänglich fiel es ihnen bei weitem 
nicht immer leicht, sich unter den neuen gesellschaftlichen 
Gegebenheiten richtig zu orientieren. Die Folgen jahrhunder­
telanger Allianz von Thron und Altar behinderten beispiels­
weise in Kreisen der evangelischen Kirchen die Suche nach 
einer vcrtassungs-- und sachgerechten Position zum sozialisti­
schen Staat. In einem nicht unkomplizierten MLernprozeß" _ 
um eine Vokabel IIUS dem kirdl1ichen Bereich aufzugreifen _ 
mußten sie selber klären, wie sie sich auf die neue politische 
und soziale Realität in unserem Lande einstellen wollten. Die 
stalltlicherselts gewährleistete Gewissens- und Glaubensfrei­
heit. aber vor allem dlls überzeugende Auftreten der demo­
kratischen KräIte, namentlich auch unserer Partei, und nicht 
zulet.zt die Erfahrungen der GemeindegJleder Im sozialisti­
schen Alltag halfen kirchlichen Amtsträgern, zunächst zu 
stantsbürgerlicher Loyalität und dann häufig immer stärker 
lIuch zu staatsbürgerlichem Engagement zu finden, das auf 
der Einsicht in das Wesen des Sozialismus, seiner Gesell­
schafts- wie seiner FriedenspolitIk beruht. 
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Im Laufe der Jahre festigte sich auch In kirchlichen Krei­
sen die Einsicht, daß die Deutsche Demokratische Republik 
eine dauerhafte, intemational anerkannte staatliche Realität 
ist. Das ständige Wirtschaftswachstum In unserem Lande, die 
darauf beruhende soziale Sicherheit und Geborgenheit seiner 
Bilrger, ihre Zukunftsgewißheit - Tatsachen, die In deutli­
chem Gegensatz zu den Verhältnissen in kapitallstIschen Län­
dem stehen - waren für viele kirchliche Amtsträger ein An­
laß umzudenken und sich Innerlich auf die sozialistische 
Wi~klichkelt in unserem Staat einzustellen. Darilber hinAUS 
bestätigte sich in der Praxis immer wieder, daß jedem Bür­
ger unabhängig von seiner sozialen Herkunft, seinem religiö­
sen oder weltanschaulichen Bekenntnis umfassende Möglidl­
keiten gegeben sind, aktiv an der Gestaltung der entwickel­
ten sozialistischen Gesellschaft mitzuwirken. Vor allem aber 
der Umstand, daß sozialistische StaatspolItIk gleichbedeutend 
mit Friedenspolitik ist, trat Geistlichen und Laien, die In 
kirchlicher Verantwortung stehen, immer nachhaltiger ins 
Bewußtsein. Alle diese Einsichten bereiteten schrittweise den 
geistigen Boden für die Entwicklung verfassungsgerechter, 
zunehmend verständnisvoller und konstruktiver Beziehungen 
der Kirchen zu unserem Staat. 

Die evangelischen Landeskirchen in der DDR bestimmten 
sich Anfang der siebziger Jahre auf Synoden Ihres ~Irchen­
bundes als "Zeugnis- und Dienstgemeinschaft~ von "Klrdl.en 
im Sozialismus~. Sie sind In wachsendem Maße bestrebt, 
diese Standortbestirnmung mit Inhalt und Leben zu erfüllen. 
Die katholische Kirche weiß nach eigener Aussage zu sdlll.t­
zen, daß mit dem Prinzip der Trennung von Staat und Kir­
che In der DDR eine Grundlage gegeben Ist, auf der sich ge­
genseitiges Verständnis entwickeln kann und Sachfragen ein­
vernehmlich geregelt werden können. Sie stimmt mit unserem 
Staat darin überein, die bestehenden Kontakte weiterhin ver­
trauensvoll zu freimiltigem Meinungsauslausch und zur Re­
gelung solcher Sachtragen nutzen zu wollen. Die kleineren 
Religionsgemeinschaften unterhalten seit langem gute Bezie­
hungen zu unserem Staat, dessen gesellschaftlicher und poli­
tischer Ordnung sie ihre Gleichberechtigung und Gleidlach­
tung zu danken wissen. Sie halten ihre Glieder dazu an, filr 
den Frieden und für das Wohl des Volkes zu wirken. 

Unsere Partei hat dem BemUhen von Kirchen und Glau­
bensgemeinschaften, sich gesellschaCU!ch neu zu orientieren, 
seit Jeher wichtige Impulse verliehen. Von unseren Partei­
tagen, den Sitzungen des Hauptvorstandes, den jährlidl ver­
anstalteten Tagungen seines Präsidiums zu den Themen .. TI1l­
dition und Verpflichtung" sowie "Bürgerpfilcht und Christen-
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pflicht", von entsprechenden Veranstaltungen der Bez.l.rks­
und Kreisvorstände gehen seit langen Jahren tUr Theologen 
und kirchliche Amtsträger wesentllcile Denkanstöße In dieser 
Ridltung aus, die bis in kirchenleitende Kreise hinein mit 
wachsender Bereitwilligkeit aufgenommen werden. Auch 
durch unsere Aktivität In den Arbeitsgruppen "ChristlidJ.e 
Kreise" bei den AussdJ.üssen der Nationalen Front und durch 
unsere Teilnahme an Beratungen örtlicher Räte mit kirch­
lichen Amtsträgern haben wir den Klärungsprozeß Im gesell­
schat"Wchen Denken und Verhalten von Angehörigen klrch· 
IIcher Kreise maßgeblich fördern können. 

Heute wird In diesen Kreisen allgemein anerkannt, daß die 
CDU als politische Partei - ohne sich in den Auftrag und die 
Belange der Kirchen und Religionsgemeinschaften einzumi­
schen - chrisUldJ.en Bilrgern die Möglichkeit gibt, sich In be­
wußter, organisierter und wirksamer Weise am gesellschaft­
lichen Leben zu beteiligen und dadurch ihre staatsbürgerliche 
Mitverantwortung !Ur das Ganze effektiv wahrzunehmen. Sie 
trifft ihre politischen Entscheidungen nach den Kriterien der 
Vernuntt, beriickslchtlgt dabei geschichtliche Erfahrungen und 
wissenschaftlich erkannte Gesetze der gese11schaftllchen Ent­
wicklung; sie mißt ihre Entscheidungen an den Maßstäben 
dUlstllcher Ethik. 

Durch Ihr gesellschaftliches Wirken hat unsere Partei we­
senUich dazu beigetragen, die politisch-moralische Einheit 
unseres Volkes herauszubilden und zu verliefen. Dieser wach­
senden politisch-moralischen Einheit liegen ,.die gemeinsamen 
Interessen" aller Klassen und Schichten - wie Im Bericht des 
Zentralkomitees an den X. Parteitag der SED festgestellt 
wurde - "an der Entwicklung einer Gesellschaft" zugrunde, 
"die dem Wohle des Volkes und dem Frieden verpftldltet ist" . 
Ihrerseits Ist die politisch-moralische Einheit des Volkes eine 
wichtige Triebkraft, diese Politik immer erfolgreicher in die 
Ta t umzusetzen. 

Umer oberstes Ziel heijJt Frieden 

Das grundlegende Anliegen unseres ganzen Volkes Ist ein 
beständiger Frieden. Dieses Ziel ist oberste Stantsdoktrln der 
DDR. Gemeinsam mit der Sowjetunion und den anderen 
Staaten der sozialistischen Gemeinschaft setzt sie alles daran, 
den FrIeden zu bewahren und eine nukleare Katastrophe zu 
verhindern. Noch nie war der Frieden seit dem Ende des 
zweiten Weltkrieges in einem solchen Maße bedroht wie heu-

25 



te durm die Hochrüstungs- und Kontrontationspolitik der 
aggressivsten Kreise des USA-Imperialismus und der NATO. 
Um so mehr kommt es darauf an, das von ihnen verursamte 
Wettrüsten zu beenden und Schritte zu effektiver Abrüstung 
herbeizuführen, damit Beredlenbarkeit und Vertrauen in den 
internationalen Beziehungen wiederhergestellt werden kön­
nen. Das Streben unserer Republik und aUer Bruderländer, 
die Rilckkehr zur Politik der Entspannung und der friedlichen 
Koexistenz zwischen Staaten unterschiedlicher Gesellschafts­
ordnung zu ermöglichen und durch eine gedeihliche, gleich­
berechtigte Zusammenarbeit zwischen Ihnen zu fördern, ist 
deckungsgleidJ. mit dem Friedenswillen aller Völker und mit 
den wohlverstandenen Grundinteressen aller Staaten. 

Wir christlichen Demokraten unterstiltzen die unermüd­
lichen Anstrengungen unserer Staatsführung, durch einen 
Dialog mit allen, die Realismus und guten Willen an den Tag 
legen, zu einer Koalition der Vernunft zu gelangen. Eine sol­
che Koalition Ist notwendig, um ein atomares Inferno zu ver­
hüten und sich miteinander über die Lebensfragen der 
Menschheit zu verständigen. Eine solche Koalition ist mög­
lich, weil das Interesse an beständigem Frieden alle, die gu­
ten Willens sind, m iteinander verbindet - über politische und 
soziale, weltanschauliche oder religiöse Untersdllede hinweg. 

Auf die wachsende Kran des Sozialismus, aut den zuneh­
menden Um1'ang der weltweiten Friedensbewegung und ihrer 
Aktionen stützt sich unsere ZuversIcht, daß die auls äußerste 
gespannte Weltlage nidlt unumkehrbar ist. Die Sowjetunion 
lmd ihre Verbündeten verfügen über ein konkretes und kon­
struktives Programm, um durch Rüstungsstopp und Rüstungs­
abbau die weltpolitische Situation zu beruhigen und zu nor­
malisieren. Dieses Programm ist realistisch, wel.l es das End­
ziel der AbrUstung mit gangbaren TeIlschrItten verbindet, 
die geeignet sind, durch Abbau der militärisdlen Kontronta­
tlon die internationale Lage gesunden zu lassen. Dieses Pro­
gramm ist gerecht, weil es auf den unabdingbaren Prinzipien 
von Gleichheit und gleidler Sidlerheit beruht und nieman­
dem einseitige m ilitärische Vorteile verschalTen würde. Wäh­
rend die Hodlrüstungspolltik der reaktionärsten Kreise des 
Imperialismus auf militärische überlegenheit über den S0-
zialismus zielt, ist die SidlerheitspoliUk der sozialistischen 
Gemeinschaft darauf gerichtet, das annähernde militärische 
Gleichgewicht zwischen der UdSSR und den USA, zwischen 
den Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages und den 
Mitgliedsländern der NATO, das sich als friedensstabilisie­
render Faktor erwiesen hat, zu bewahren und auf ein immer 
niedrigeres Niveau zu senken. 
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Die RUstungen zu begrenzen und zu vermindern - dieses 
Ziel der sozialistischen Staaten trifft sich mit dem Streben 
der Friedenskräfte In aller Welt. In unserem Lande wirkt die 
Friedensbewegung im Einklang mit allen gesellschaftlichen 
&röften, die unseren Staat tragen und seine Politik bestim­
men. Christliche Demokraten arbeiten seit jeher im Friedens­
rat der DDR und In den Organisationen, die der Verständi­
gung der Völker verpflichtet sind - in der Gesellschaft fUr 
Deutsch-Sowjetische Freundsdlaft, in der Liga fUr Völker­
freundschaft der DDR und anderen Vereinigungen -, an ver­
antworUicher Stelle mit. Freunde unserer Partei gehörten zu 
deo Mitbegründern der Christlichen Friedenskonterenz und 
der Berliner Konferenz europäischer Katholiken; in diesen 
Bewegungen, die eng mit dem Weltfriedensrat kooperieren, 
sind sie seitdem aktiv tätig. So helfen sie, die wachsende Ein­
heit der Frledenskrälte auch international zu festigen, und 
bringen die Erfahrungen christlicher Demokraten bel der Ver­
wirklichung sozialistischer Friedenspolitik in die weltweite 
Friedensbewegung ein. 

Was wir christlidlen Demokraten leisten, um unseren Staat 
allseitig zu stärken und gerade dadurch dem Frieden am 
wirksamsten zu dienen, wird über die Grenzen der DDR hin­
aus seit vielen Jahren immer stärker beachtet und gewürdigt. 
Unsere Erfahrungen finden Interesse bei Christen, die In 
ihren Ländern tUr Frieden und gesellschaftlichen Fortschritt 
eintreten. Ein brüderlidles Verhältnis verbindet uns mit der 
Russischen Orthodoxen Kirche und anderen Glaubensgemein­
schaften in der Sowjetunion. Mit unseren Freunden von der 
Tschechoslowakischen Volkspartei sind wir seit Jahrzehnten 
auf gemeinsamem Weg bei der Mitgestaltung des Soziallsmus 
in unseren beiden Bruderländern. Eng arbeiten wir mit der 
Vereinigung PAX und auch mit der ChristUch-Sozialen Ge­
sellschaft in der Volksrepublik Polen zusammen. Auch in den 
anderen soziaUstischen Bruderländern haben wir In christ­
lichen Kreisen seit vielen Jahren gute Freunde. In vielen 
nlchtsozialistischen Ländern nimmt die Zahl derer zu, mit 
denen wir im Gedanken- und Erfahrungsaustausch darüber 
stehen, wie Christen heute Ihren Dienst am Frieden, am 
Wohlergehen ihrer Völker leisten. Mit unserem Wirken för­
dern wir zugleldl die immer lebha1ter werdende ökumenische 
Diskussion Uber den Weltbezug des Glaubens, über die Welt­
verantwortung von Christen und den WeItdienst von Kirchen 
In unserer Zeit. 
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Mit klaTen Positionen und Teichen Erfahrungen 
an die neuen Aufgaben 

In unserer Republik wird von aUen gesellscll.aftlichen Kräf­
ten geschätzt und anerkannt, was unsere Partei dafür tut, 
aktives sozialistisches Vaterlandsbewußtsein bei christlichen 
Bürgern auszuprägen, sozialistische 
ihrer Mitglieder herauszubilden und damit staatsbürgerliches 
Verantwortungsbewußtsein ständig weiterzuentwickeln. Poli­
tisch-ideologische Arbeit, die auf Taten für den Sozialismus 
und den Frieden zielt: das war und bleibt der Hauptinhalt 
unserer Parteiarbeit, das bestimmt den Sinn und die Richtung 
allel' Leitungstätigkeit unserer Vorstände. Unverrückbare 
Ausgangspunkte dieser bewußtseinsbildenden Arbeit sind die 
drei Grundelemente unserer politisch-geistigen Haltung, in 
denen sich die Erfahrungen aus vier Jahrzehnten Parteige­
schichte konzentrieren und die uns auch auf unserem künf­
tigen Weg leiten werden: die Treue zum Sozialismus, das 
kameradschaftliche Zusammenwirken mit der Partei der Ar­
beiterklasse als der führenden Kraft der sozialistischen Ge­
sellschaft, die feste Freundschaft mit der Sowjetunion. Mit 
diesen Prinzipien und dem Willen, sie jederzeit in die Tat 
umzusetzen, tritt die Christlich-Demokratische Union Deutsch­
lands in das filntte Jahrzehnt ihres Bestehens ein. 

Wir überschreiten die Schwelle zu diesem neuen Abschnitt 
in der Geschichte unserer Partei zu einer Zeit, die uns zu 
neuen Taten für einen sicheren Frieden, für das Wohl der 
Menschen, das Glück des Volkes herausfordert. Mit den wadl­
senden Aufgaben bei der Gestaltung der entwickelten sozia­
listisdlen Gesellschaft wächst auch unsere Mitverantwortung. 
Es feht darum, den volkswirtschaftlidlen wie den sozialen 
und kulturellen Leistungsanstieg, der für die erste Hälfte der 
achtziger Jahre dlarakteristisch war und ist, in Ihrer zweiten 
HäUte fortzusetzen. Das ist notwendig, um den Sozialismus 
weiter zu stärken und damit den Frieden zu sichern. In der 
Bereitschaft, unseren guten Anteil daran zu erbringen, und 
in der Gewißheit, damit christlicher Verantwortung wie de­
mokratischer Verpflichtung zu entsprechen, gehen wir mit 
Zuversicht an die kommenden Aufgaben. 

28 

Jn der Reihe "Hefte aus Burgscheidungen" erschienen zuletzt: 

217 Gel'llld Götting, Huldrych ZwiAgli - zum 500. Geburts­
tag des Schweizer Reformators 

216 Helmut Lück, Vancouver 1963 - Zum Ertrag der VI. Voll­
versammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen 

219 Wollgang Hanke, Kirchenmusik in der DDR - Eine erste 
Bestandsaufnahme 

220 Wolfgang Herl, Erhalten und gestalten - Zu einigen ge­
seUschaftspolitischen Aspekten der Landeskultur 

221 Gerald Götting, Martln Niemöller - Kämpfer gegen den 
Faschismus, Kämpfer für den Frieden 

/ 

222 Herlha Jung. Familie im Sozialismus - Gesellschaftliche 
Geborgenheit und eigenverantwortliche Gestaltung 

223 Ilse Bertinetff, Bekenntnis und Entscheidung _ 50 Jahre 
Theologische Erklärung von Bannen 

224 Günter Wirth, Nachfolge und Engagement - Zum 
liD. Geburtstag von EmU Fuchs 

225 Gerald Götling, Christen im sozialistischen deutschen 
Staat - Bilanz und Ausblick zum 35. Cründungstag der 
DDR 
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